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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
(ÄndG — BewG 1963) 

— Drucksache IV/ 1227 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Funcke (Hagen) 


Der Bundestag hat den Gesetzentwurf in der 78. 
Vollversammlung an den Finanzausschuß überwie- 
sen, der ihn in seinen Sitzungen am 22. Mai, 12. und 
20. Juni 1963 behandelt hat. 

Grundsätzlich billigte der Ausschuß die Zielset- 
zung des Gesetzentwurfs, der bereits für die Vermö- 
gensteuer-Hauptveranlagung auf den 1. Januar 1963 
gewisse Verbesserungen, insbesondere hinsichtlich 
der Behandlung von Erfindungen und der jährlichen 
Bewertung von Wertpapieren und Anteilen an Kapi- 
talgesellschaften, für die Steuerpflichtigen bringen 
soll. 

Im einzelnen schlägt der Ausschuß mehrere Ände- 
rungen der Regierungsvorlage vor, die der Klar- 
stellung und der Gesetzesvereinfachung dienen sol- 
len. Darüber hinaus empfiehlt er, die Vorlage zu er- 
weitern — Einfügung eines § 17 a, Ergänzung des 
§ 74 Abs. 2 — , wodurch den Steuerpflichtigen zu- 
sätzliche Verbesserungen zuteil werden. 

Die Neufassung des § 13 Abs. 1 soll klarstellen, 
daß bei unterschiedlicher Kursstellung am Stichtag 
die niedrigste Notierung gilt und bei fehlender No- 
tierung am Stichtag die letzte Notierung der Vortage. 

In dem neu einzufügenden § 17 a soll zur Förde- 
rung des Wohnungsbaues durch die Begebung von 
Erbbaurechten der Jalhreswert von Erbbauzinsen be- 
grenzt werden. Das mit einem Erbbaurecht belastete 
Grundstück wird in aller Regel dem Erbbauberech- 
tigten in vollem Umfang zugerechnet. Es wird so 
verfahren, als ob dieser auch der Eigentümer des 
Grund und Bodens wäre. Beim Grundstückseigen- 
tümer wird statt dessen der Anspruch auf den Erb- 
bauzins erfaßt. Nach einer neueren Rechtsprechung 


muß dieser Anspruch mit dem vollen Kapitalwert 
des Erbbauzinses angesetzt werden. Dies bedeutet 
in den meisten Fällen, daß der jährliche Erbbauzins 
im Ergebnis außer mit den Ertragsteuern auch noch 
mit Vermögensteuer auf den 18fachen Jahresertrag 
belastet ist. Wie die Erfahrung gezeigt hat, ergibt 
sich hieraus als Folge, daß vielfach Grundstücks- 
eigentümer entweder nicht bereit sind, Erbbaurechte 
zu bestellen, oder daß sie versuchen, die zusätz- 
liche Vermögensteuerbelastung auf den Erbbauzins 
umzulegen. Die Neuregelung soll daher die Bewer- 
tung des Erbbauzinses nach oben begrenzen. 

Bisher wird das Nutzungsrecht an einem Wirt- 
schaftsgut höchstens mit dem Betrag angesetzt, der 
dem steuerlichen Wert des damit belasteten Wirt- 
schaftsguts entspricht. Es muß damit gerechnet wer- 
den, daß diese Regelung infolge einer geänderten 
Rechtsprechung nicht mehr aufrechterhalten werden 
kann. Die Nutzungsrechte müßten dann ebenfalls mit 
dem vollen Kapitalwert zur Vermögensteuer heran- 
gezogen werden. Um zu vermeiden, daß sich hier 
die gleichen Schwierigkeiten wie bei der Erfassung 
des Erbbauzinses ergeben, soll nun auch bei den 
Nutzungsrechten die Höhe des anzuhaltenden Jah- 
reswerts begrenzt werden. Aus Zweckmäßigkeits- 
gründen werden die Nutzungsrechte in Absatz 1 
und die Erbbauzinsen in Absatz 2 behandelt. 

Die Ergänzung des § 55 Abs. 1 dient lediglich der 
Klarstellung. 

Auch die Ergänzung des § 58 Abs. 2 letzter Satz 
soll etwaige Zweifel ausschließen. Nach der Fassung 
der Regierungsvorlage soll das Recht, ein Mineral- 
vorkommen auszubeuten, dann erfaßt werden, wenn 
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es als selbständiges Wirtschaftsgut in den Verkehr 
gebracht worden ist. Aus dieser Fassung hätte ge- 
folgert werden können, daß in dem wichtigsten Fall, 
nämlich bei der Ausbeutung des Vorkommens durch 
den Grundstückseigentümer selbst, eine Bewertung 
nicht zu erfolgen braucht. Das aber wäre unvertret- 
bar. Darum wird mit der Ergänzung klargestellt, 
daß auch in diesem Fall eine Bewertung vorgenom- 
men werden muß. 

Zu § 59 Ziff. 2 schlägt der Ausschuß vor, die Worte 
„und Vervielfältigungsstücke" zu streichen. Es sol- 
len zwar beim Urheber die Originalstücke eines 
urheberrechtlich geschützten Werkes vermögen- 
steuerfrei bleiben. Es besteht jedoch kein An- 
laß, auch die zur gewerblichen Veräußerung be- 
stimmten Vervielfältigungsstücke (z. B. die im 
Selbstverlag vorhandenen Bücher, Reproduktionen 
usw.) vermögensteuerfrei zu lassen. 

Bei der Änderung des § 62 b Abs. 1 Ziff. 2 handelt 
es sich nur um eine redaktionelle Klarstellung. 

Ziffer 5 des § 67 Abs. 1 hat der Ausschuß neuge- 
faßt, wobei er auch aus den zur Änderung des § 59 
Ziff. 2 angeführten Gründen die Vervielfältigungs- 
stücke gestrichen hat. Im übrigen sollen mit der Neu- 
fassung gewisse Zweifel ausgeräumt werden, die 
aus der Begründung der Regierungsvorlage erwach- 
sen könnten. Nach der Begründung sollen Dienst- 
erfindungen so behandelt werden, als ob sie vom 
Arbeitgeber gemacht worden wären. Dies könnte zu 
der Auffassung führen, daß beim Arbeitnehmer, der 
die Erfindung gemacht hat und deshalb einen An- 
spruch auf Erfindervergütung hat, statt der steuer- 
freien Erfindung in diesen Fällen der Anspruch auf 
die Erfindervergütung wie eine Gewinnbeteiligung 
oder ein sonstiges Rentenrecht mit dem Kapitalwert 
erfaßt werden müßte. Dies würde jedoch dem Sinn 
der vorgeschlagenen Regelung widersprechen. Die 
vom Finanzausschuß vorgeschlagene Fassung soll 
den Zweifel ausschließen. 

Zu § 69 wurden im Finanzausschuß Bedenken da- 
gegen geltend gemacht, daß auch bei nur unbe- 
deutenden Veränderungen die Wertpapiere jährlich 
neu bewertet werden sollen. Insbesondere wurde er- 
hebliche Mehrarbeit bei den Finanzämtern bezüglich 
der Bewertung nicht notierter Aktien und GmbH-An- 
teile befürchtet. Da jedoch die Regierungsvertreter 
mitteilten, daß die mit der Durchführung befaßten 
Länderverwaltungen eine solche Mehrarbeit nicht 
befürchteten, stimmte die Mehrheit des Ausschusses 
der Regierungsvorlage zu. 

Nach §§ 70 und 71 der Regierungsvorlage sollten 
die vermögensteuerlich maßgebenden Kurswerte 
(sog, Steuerkurswerte) durch Rechtsverordnung fest- 
gesetzt und bekanntgemacht werden. Nachdem aber 
nunmehr in § 13 im einzelnen genau bestimmt 
wird, welche Kurswerte für die Bewertung der Wert- 
papiere und Anteile maßgebend sind, erscheint es 
überflüssig, diese Kurse im Wege der Rechtsver- 
ordnung als Steuerkurse besonders festzusetzen. 
Denn eine solche Rechtsverordnung über die vermö- 
gensteuerlich zum jeweiligen Stichtag maßgeblichen 
Kurswerte hätte zukünftig nur noch nachrichtliche 
Bedeutung. Unter diesen Umständen erscheint es 


ausreichend, wenn in § 70 lediglich bestimmt wird, 
daß der Bundesminister der Finanzen die nach § 13 
maßgebenden Kurswerte zusammenstellt und im 
Bundesanzeiger veröffentlicht. 

§ 71 kann deshalb ersatzlos gestrichen werden. 

Der Finanzausschuß schlägt zugunsten von Grund- 
besitz und anderen Gegenständen, deren Erhaltung 
im öffentlichen Interesse liegt, eine Ergänzung des 
§ 74 Abs. 2 vor. Solche Vermögensgegenstände blei- 
ben unter bestimmten Voraussetzungen nach § 73 a 
BewG vermögensteuerfrei. Vor allem Grundbesitz 
dieser Art ist vielfach für den Eigentümer mit er- 
heblichen Belastungen verbunden. Entgegen dem all- 
gemeinen Grundsatz, daß Schulden und Lasten, die 
mit steuerfreien Wirtschaftsgütern in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehen, bei der Ermittlung 
des steuerpflichtigen Vermögens nicht abgezogen 
werden können, soll deshalb ausnahmsweise der 
Abzug dieser Schulden und Lasten hier zugelassen 
werden. 

Weiter empfiehlt der Finanzausschuß, in einem 
neuen Artikel 5 a den Katalog der Ermächtigungen 
des § 21 Abs. 1 Ziff. 2 des Vermögensteuergesetzes 
zu erweitern und mehrere Vorschriften der Vermö- 
gensteuer-Durchführungsverordnung aufzuheben. 

Durch Zeitablauf ist es nämlich notwendig gewor- 
den, mehrere Vorschriften der Vermögensteuer- 
Durchführungsverordnung zu ändern. Dies gilt ins- 
besondere für § 9 VStDV. Nach seiner derzeitigen 
Fassung müßten die Steuerpflichtigen eine Vermö- 
genserklärung abgeben, sobald ihr steuerpflichtiges 
Vermögen mehr als 10 000 DM beträgt. Demgegen- 
über betragen seit 1960 die persönlichen Freibeträge 
bereits 20 000 DM. Dieser Rechtslage soll die Vor- 
schrift angepaßt werden. Da nach der heute maß- 
gebenden sehr strengen Auslegung des Artikels 80 
GG die bisher vorhandenen Ermächtigungsvorschrif- 
ten im § 21 VStG dazu nicht ausreichen, muß § 21 
VStG um eine entsprechende Ermächtigungsvor- 
schrift ergänzt werden. 

Die Vorschriften der §§ 3 bis 5 VStDV, in denen 
die Voraussetzungen für die Steuerbefreiungen von 
Pensions- und Unterstützungskassen festgelegt sind, 
entsprechen nicht mehr den heutigen tatsächlichen 
Verhältnissen; denn die dort für die einzelnen Lei- 
stungen vorgesehenen Höchstsätze sind schon seit 
Jahren überholt. Es wurde deshalb schon bisher ent- 
gegen dem Wortlaut dieser Vorschriften die bei der 
Körperschaftsteuer geltende günstigere Regelung 
übernommen. Die §§ 3 bis 5 VStDV müßten deshalb 
mindestens den körperschaftsteuerlichen Vorschrif- 
ten in den §§ 9 bis 11 KStDV angepaßt werden. 
Da jedoch zu erwarten ist, daß sich auch in Zukunft 
immer wieder Änderungen ergeben werden, er- 
scheint es zweckmäßig, die genannten Vorschriften 
ganz aufzuheben und ebenso wie bisher im Verwal- 
tungswege sicherzustellen, daß die Pensions- und 
Unterstützungskassen vermögensteuerlich wie bei 
der Körperschaftsteuer behandelt werden. Da zur 
Zeit eine Ermächtigungsvorschrift fehlt, sollen die 
§§ 3 bis 5 VStDV unmittelbar durch Gesetz aufge- 
hoben werden. Dasselbe gilt für die §§ 6 und 7 
VStDV, deren Inhalt sich bereits aus dem Gesetz, 
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nämlich bei § 6 VStDV aus § 13 Abs. 1 VStG und bei 
§ 1 VStDV aus § 16 VStG, unmittelbar ergibt. 

Schließlich hält es der Finanzausschuß für zweck- 
mäßig, in Verbindung mit der Vermögensteuerhaupt- 
veranlagung 1963 eine Vermögensteuerstatistik 
durchzuführen. Zu diesem Zweck soll Artikel 6 a 
eingefügt werden. Mit den Vermögensteuerhaupt- 
veranlagungen 1957 und 1960 war jeweils die Durch- 
führung einer Vermögensteuerstatistik verbunden, 
denn eine Vermöigensteuerhauptveranlagung bietet 
die einfachste Gelegenheit, durch statistische Erhe- 
bungen genaueren Einblick in die Vermögensschich- 
tung, die Vermögensbildung und -entwicklung im 
Bundesgebiet zu erhalten. Es besteht deshalb bei 
den Ländern, wie die Regierungsvertreter mitteilten, 
Übereinstimmung darüber, daß auch bei der Ver- 
mögensteuerhauptveranlagung 1963 eine solche Sta- 
tistik durchgeführt werden soll. Während bisher die 
Grundlage für die Statistik jeweils nur eine Koordi- 


nierungsvereinbarung zwischen den Ländern war, 
soll diesmal eine gesetzliche Grundlage dafür ge- 
schaffen werden. Der Vorschlag hierzu ist von den 
Ländern ausgegangen. 

In der vorgeschlagenen Formulierung kommt zum 
Ausdruck, daß es sich um eine Bundesstatistik han- 
delt, daß also auch die Vorschrift des Gesetzes über 
die Statistiken für Bundeszwecke anzuwenden sind. 
Zur Wahrung des Steuergeheimnisses wird auf die 
Mitteilung von Namen und Anschrift der Steuer- 
pflichtigen verzichtet werden. 

Die Kosten der Statistik sind vom Statistischen 
Bundesamt auf 1,4 Mio DM veranschlagt worden, 
Diese Kosten fallen ausschließlich bei den Ländern 
an. Beim Bund treten zusätzliche Kosten nicht auf. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich, den Ge- 
setzentwurf in der vom Finanzausschuß vorgeschla- 
genen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Juni 1963 


Frau Funcke (Hagen) 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1227 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 20. Juni 1963 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Frau Funcke (Hagen) 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
(AndG — BewG 1963) 

— Drucksache IV/ 1227 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
(ÄndG — BewG 1963) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz (beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1035), zuletzt geändert durch 
das Steueränderungsgesetz 1961 vom 13. Juli 1961 
(Bundesgesetzbi. I S. 981), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 9 wird gestrichen. 

♦ 

2. § 13 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absätze 1 und 2 erhalten die folgende Fas- 
sung: 

„(1) Die an einer deutschen Börse zum 
amtlichen Hartdel zugelassenen oder in den 
geregelten Freiverkehr einbezogenen Wert- 
papiere sind mit den für sie festgestellten 
Kursen anzusetzen. Schuldbuchforderungen 
sind wie Wertpapiere zu behandeln. 


(2) Anteile an Kapitalgesellschaften (Ak- 
tiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, Kolonialgesellschaften, bergrecht- 
liche Gewerkschaften), die nicht unter Ab- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
(ÄndG — BewG 1963) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1035), zuletzt geändert durch 
das Steueränderungsgesetz 1961 vom 13. Juli 1961 
(Bundesgesetzbi. I S. 981), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. unverändert 


2. § 13 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Absätze 1 und 2 erhalten die folgende Fas- 
sung: 

„(1) Wertpapiere und Schuldbuchforderun- 
gen, die am Stichtag an einer deutschen 
Börse zum amtlichen Handel zugelassen sind, 

werden mit dem niedrigsten am Stichtag für 
sie im amtlichen Handel notierten Kurs an- 
gesetzt. Liegt am Stichtag eine Notierung 
nicht vor, so ist der letzte vor dem Stichtag 
im amtlichen Handel notierte Kurs maßge- 
bend. Entsprechend sind die Wertpapiere zu 
bewerten, die nur in den geregelten Freiver- 
kehr einbezogen sind. 

(2) unverändert 
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E n t w u r f 

Satz 1 fallen, sind mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen. Läßt sich der gemeine Wert 
nicht aus Verkäufen ableiten, so ist er unter 
Berücksichtigung des Vermögens und der 
Ertragsaussichten der Kapitalgesellschaft zu 
schätzen." 

b) In Absatz 3 wird jeweils das Wort „Gesell- 
schaft" durch das Wort „Kapitalgesellschaft" 
ersetzt. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 4 angelügt: 

„(4) Wertpapiere, die Rechte der Einleger 
(Anteilinhaber) gegen eine Kapitalanlage- 
gesellschaft oder einen sonstigen Fonds ver- 
brieten (Anteilscheine), sind mit dem Rück- 
nahmepreis anzusetzen." 


3. In § 21 Abs. 1 Ziff. 1 wird das Wort „Gewerbe- 
^ berechtigungen" durch das Wort „Mineral- 
gewinnungsrechte" ersetzt. 

4. In § 22 Abs. 1 Ziff. 2 werden die Worte „einer 
^ Gewerbeberechtigung" durch die Worte „einem 

Mineralgewinnungsrecht" ersetzt. 

5. In § 25 wird in der Ziffer 2 das Wort „Gewerbe- 
^ berechtigungen" durch das Wort „Mineral- 
gewinnungsrechten" ersetzt. 

6. In § 51 Abs. 4 wird das Wort „Gewerbeberech- 
^ tigungen" durch das Wort „Mineralgewinnungs- 
rechte" ersetzt. 

7. § 55 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Dem Betrieb eines Gewerbes im Sinne 
dieses Gesetzes steht die Ausübung eines freien 
Berufes gleich. Das gilt nicht für eine selbstän- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


b) unverändert 


c) u 11 V e r d n d e rt 


2a. Hinter § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

♦ 

„§ 17 a 

Begrenzung des Jahreswerts von Nutzungen 
und Erbbauzinsen 

(1) Bei der Ermittlung des Kapitalwerts der 
Nutzungen eines Wirtscbaftsguts kann der Jah- 
reswert dieser Nutzungen nicht mehr als den 
achtzehnten Teil des Wertes betragen, der sich 
nach den Vorschriften des Bewertungsgesetzes 
für das genutzte Wirtschaftsgut ergibt. 

(2) Bei der Ermittlung des Kapitalwerts des 
Erbbauzinses kann der Jahreswert des Erbbau- 
zinses nicht mehr als den achtzehnten Teil des 
Wertes betragen, der sich nach den Vorschriften 
des Bewertungsgesetzes für den Grund und Bo- 
den des mit dem Erbbaurecht belasteten Grund- 
stücks ergibt." 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. § 55 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

❖ 

„(1) Dem Betrieb eines Gewerbes im Sinne 
dieses Gesetzes steht die Ausübung eines freien 
Berufes im Sinne des § 18 Abs. 1 Ziff. 1 des Ein- 
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Entwurf 

dig ausgeübte künstlerische oder wissenschaft- 
liche Tätigkeit, die sich auf schöpferische oder 
forschende Tätigkeit, Lehr-, Vortrags- und Prü- 
fungstätigkeit oder auf schriftstellerische Tätig- 
keit beschränkt. § 56 bleibt unberührt." 


8. § 56 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden die Ziffern 4 und 5 ge- 
strichen. Ziffern 6 und 7 werden Ziffern 4 
und 5. 

b) Der folgende neue Absatz 2 wird eingefügt. 

„(2) Einen gewerblichen Betrieb bilden 
auch die Wirtschaftsgüter, die den sonstigen 
juristischen Personen des privaten Rechts, 
den nichtrechtsfähigen Vereinen, Anstal- 
ten, Stiftungen und anderen Zweckvermö- 
gen gehören, soweit sie einem wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb (ausgenommen Land- 
und Forstwirtschaft) dienen." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

9. § 58 erhält die folgende Fassung: 

.§ 58 

Mineralgewinnungsrechte 

(1) Bei Bodenschätzen, die nur auf Grund 
staatlicher Verleihung oder auf Grund eines 
übertragenen ausschließlichen Rechts des Staa- 
tes aufgesucht und gewonnnen werden können, 
ist das verliehene oder das auf Grund der 
staatlichen Erlaubnis zur Ausübung überlassene 
Mineralgewinnungsrecht als selbständiges Wirt- 
schaftsgut mit dem gemeinen Wert zu bewer- 
ten. 

(2) Bei Bodenschätzen, die ohne besondere 
staatliche Verleihung bereits auf Grund des Ei- 
gentums am Grundstück aufgesucht und gewon- 
nen werden können, ist die aus dem Eigentum 
fließende Berechtigung zur Gewinnung der Bo- 
denschätze wie ein Mineralgewinnungsrecht 
mit dem gemeinen Wert zu bewerten, sobald 
sie als selbständiges Wirtschaftsgut zum Zwecke 
einer nachhaltigen gewerblichen Nutzung in 
den Verkehr gebracht worden ist." 


10. § 59 Ziff. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. die Erfindungen, Urheberrechte sowie Ori- 
ginale und Vervielfältigungsstücke urheber- 
rechtlich geschützter Werke, die nach § 67 
Abs. 1 Ziff. 5 nicht zum sonstigen Vermö- 
gen gehören. Diensterfindungen gehören 
nur in dem Umfang zum Betriebsvermögen 
des Arbeitgebers, in dem sie von diesem 
in Lizenz vergeben oder in sonstiger Weise 
einem Dritten gegen Entgelt zur Ausnut- 
zung überlassen werden." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

kommensteuergesetzes gleich. Das gilt nicht für 
eine selbständig ausgeübte künstlerische oder 
wissenschaftliche Tätigkeit, die sich auf schöpfe- 
rische oder forschende Tätigkeit, Lehr-, Vor- 
trags- und Prüfungstätigkeit oder auf schrift- 
stellerische Tätigkeit beschränkt. § 56 bleibt 
unberührt." 

8. unverändert 


9. § 58 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§58 

Mineralgewinnungsrechte 
(1) unverändert 


(2) Bei Bodenschätzen, die ohne besondere 
staatliche Verleihung bereits auf Grund des Ei- 
gentums am Grundstück aufgesucht und gewon- 
nen werden können, ist die aus dem Eigentum 
fließende Berechtigung zur Gewinnung der Bo- 
denschätze wie ein Mineralgewinnungsrecht 
mit dem gemeinen Wert zu bewerten, sobald 
mit der Aufschließung der Lagerstätte begonnen 
oder die Berechtigung in sonstiger Weise als 
selbständiges Wirtschaftsgut zum Zwecke einer 
nachhaltigen gewerblichen Nutzung in den Ver- 
kehr gebracht worden ist." 

10. § 59 Ziff. 2 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„2. die Erfindungen, Urheberrechte sowie Ori- 
ginale urheberrechtlich geschützter Werke, 
die nach § 67 Abs. 1 Ziff. 5 nicht zum son- 
stigen Vermögen gehören. Diensterfindun- 
gen gehören nur in dem Umfang zum Be- 
triebsvermögen des Arbeitgebers, in dem 
sie von diesem in Lizenz vergeben oder in 
sonstiger Weise einem Dritten gegen Ent- 
gelt zur Ausnutzung überlassen werden." 
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Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 


11, § 60 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 erhält der Satz 1 die folgende 
Fassung: 

„Ist eine inländische Kapitalgesellschaft oder 
ein inländischer Versicherungsverein auf 
Gegenseitigkeit an dem Grund- oder Stamm- 
kapital einer anderen inländischen Kapital- 
gesellschaft mindestens zu einem Viertel 
unmittelbar beteiligt, so gehört die Beteili- 
gung insoweit nicht zum gewerblichen Be- 
trieb, als sie ununterbrochen seit mindestens 
12 Monaten vor dem maßgebenden Ab- 
schlußzeitpunkt (§ 63) besteht." 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Reich" durch 
das Wort „Bund" ersetzt. 

12. Hinter § 62 a wird folgender § 62 b eingefügt: 

.§ 62 b 

Steuerschulden 

(1) Schulden aus laufend veranlagten Steu- 
ern sind nur abzuziehen, wenn die Steuern ent- 
weder 

1. spätestens im Feststellungszeitpunkt 
(§ 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 Abs. 2) 
fällig geworden sind 

oder 

2. für einen Zeitraum erhoben werden, 
der spätestens im Feststellungszeit- 
punkt geendet hat. Endet der Erhe- 
bungszeitraum erst nach dem Feststel- 
lungszeitpunkt, so sind die Steuer- 
sdiulden insoweit abzuziehen, als die 
erhobenen Steuern auf die Zeit vor 
dem Feststellungszeitpunkt entfallen. 

(2) Für Betriebe mit abweichendem Witt- 
schaftsjahr ist statt des Feststellungszeitpunk- 
tes der Abschlußzeitpunkt (§ 63 Abs. 3) maß- 
gebend." 


13. § 66 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) In den Absätzen 2 und 4 wird jeweils das 
Wort „Gewerbeberechtigungen" durch das 
Wort „Mineralgewinnungsrechte" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Absatz 4" 
gestrichen. 

c) An Absatz 4 wird folgender neuer Satz an- 
gefügt: 

„§ 73 a ist entsprechend anzuwenden." 


14. § 67 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 


11. unverändert 


12. Hinter § 62 a wird folgender § 62 b eingefügt: 

♦ 

„§ 62 b 

Steuerschulden 

(1) Schulden aus laufend veranlagten Steu- 
ern sind nur abzuziehen, wenn die Steuern ent- 
weder 

1. spätestens im Feststellungszeitpunkt 
{§ 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 Abs. 2) 
fällig geworden sind 

oder 

2. für einen Zeitraum erhoben werden, 
der spätestens im Feststellungszeit- 
punkt geendet hat. Endet der Erhe- 
bungszeitraum erst nach dem Feststel- 
lungszeitpunkt, so sind die Steuer- 
schulden insoweit abzuziehen, als sie 
auf die Zeit vor dem Feststellungszeit- 
punkt entfallen. 

(2) unverändert 


13. unverändert 


14. § 67 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er- 
^ gänzt: 
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Entwurf 

a) In Ziffer 4 werden die Worte von „jedoch 
unter der Voraussetzung" an bis zum Ende 
der Ziffer 4 gestrichen. 

b) Ziffer 5 erhält die folgende Fassung: 

„5, Erfindungen und Urheberrechte. Beim 
unbeschränkt steuerpflichtigen Erfinder 
und Urheber gehören jedoch die eige- 
nen Erfindungen und Urheberrechte 
nicht zum sonstigen Vermögen. Das 
gleiche gilt, wenn diese Erfindungen 
und Urheberrechte im Fall seines Todes 
auf den unbeschränkt steuerpflichtigen 
Ehegatten oder die unbeschränkt steuer- 
pflichtigen Kinder übergegangen sind. 
Originale und Vervielfältigungsstücke 
urheberrechtlich geschützter Werke sind 
wie Urheberrechte zu behandeln;" . 


15. § 69 wird -v^ie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„Stichtag für die Bewertung von Wert- 
papieren und Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften ist jeweils der 31. Dezember des 
Jahres, das dem für die Hauptveranlagung, 
Neuveranlagung und Nachveranlagung zur 
Vermögensteuer maßgebenden Zeitpunkt 
vorangeht." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 


16. § 70 erhält die folgende Fassung: 

.§ 70 

Festsetzung von Steuerkursen 

(1) Für Wertpapiere, die am Stichtag (§ 69) 
an einer deutschen Börse zum amtlichen Handel 
zugelassen oder in den geregelten Freiverkehr 
einbezogen sind, werden besondere Steuerkurse 
festgesetzt. Das gleiche gilt für Schuldbuchforde- 
rungen, 

(2) Für Wertpapiere, die Rechte der Ein- 
leger (Anteilinhaber) gegen eine Kapitalanlage- 
gesellschaft oder einen sonstigen Fonds ver- 
briefen, werden Steuerkurse festgesetzt, ohne 
daß es auf die in Absatz 1 genannten Voraus- 
setzungen ankommt. 

(3) Die Vorschriften in § 13 Abs. 3 bleiben 
unberührt." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
a) unverändert 


b) Ziffer 5 erhält die folgende Fassung: 

„5. Erfindungen und Urheberrechte. Beim 
unbeschränkt steuerpflichtigen Erfinder 
und Urheber gehören jedoch nicht zum 
sonstigen Vermögen 

a) eigene Erfindungen, 

b) Ansprüche auf Vergütungen für eige-> 
ne Diensterfindungen und 

c) eigene Urheberrechte sowie Originale 
urheberrechtlich geschützter Werke. 

Die genannten Wirtschaftsgüter gehören 
auch dann nicht zum sonstigen Vermö- 
gen, wenn sie im Falle des Todes des 
Erfinders oder Urhebers auf seinen un- 
beschränkt steuerpflichtigen Ehegatten 
oder seine unbeschränkt steuerpflich- 
tigen Kinder übergegangen sind;" 

15. unverändert 


16. § 70 erhält die folgende Fassung; 

♦ 

„§ 70 

Veröffentlichung der am Stichtag 
maßgebenden Kurse und Rücknahmepreise 

Der Bundesminister der Finanzen stellt die 
nach § 13 Abs. 1 maßgebenden Kurse und die 
nach § 13 Abs. 4 maßgebenden Rücknahme- 
preise vom Stichtag (§ 69) in einer Liste zu- 
sammen und veröffentlicht diese im Bundesan- 
zeiger.“ 
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Entwurf 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


17. § 71 erhält die folgende Fassung: 

„§ 71 

Verfahren bei der Steuerkursfestsetzung 


17. § 7 1 wird gestrichen. 

♦ 


Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates zur Herbeiführung ein- 
heitlicher Werte und zur Verwaltungsverein- 
fachung Steuerkurse festzusetzen, und zwar 

L für die in § 70 Abs, 1 bezeichne ten Wert- 
papiere auf der Grundlage der Kurse, die 
von den Börsenvorständen und den Aus- 
schüssen zur Überwachung des geregelten 
Freiverkehrs auf den Stichtag (§69) ermit- 
telt werden; 

2. für die in § 70 Abs. 2 bezeichneten Wert- 
papiere auf der Grundlage der von den 
Kapitalanlagegesellschaften oder den son- 
stigen Fonds auf den Stichtag (§ 69) er- 
mittelten Rücknahme preise/' 


18. § 72 wird gestrichen. 18. unverändert 

♦ 


19. § 73 a wird wie folgt geändert und ergänzt: 19. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Grundstücke" 
durch die Worte „Grundbesitz oder Teile 
von Grundbesitz" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden 

aa) das Wort „Grundstücke" durch die 
Worte „Grundbesitz oder Teile von 
Grundbesitz" ersetzt, 

bb) die Worte „bei der Ermittlung des Ge- 
samtvermögens und des Inlandsvermö- 
gens" gestrichen, 

cc) in Ziffer 2 die Worte „und der Volks- 
bildung" durch die Worte „oder der 
Volksbildung" ersetzt, 

dd) in Ziffer 4 die Worte „oder in das Ver- 
zeichnis national wertvollen Kulturgu- 
tes oder national wertvoller Archive 
nach dem Gesetz zum Schutz deutschen 
Kulturgutes gegen Abwanderung vom 
6. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 501) eingetragen sein" angefügt. 

c) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Grundbesitz oder Teile von Grund- 
besitz werden nicht angesetzt, wenn sie für 
Zwecke der Volkswohlfahrt der Allgemein- 
heit zur Benutzung zugänglich gemacht sind 
und ihre Erhaltung im öffentlichen Interesse 
liegt." 
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Entwurf 

20. § 74 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 


„(1) Zur Ermittlung des Wertes des Gesamt- 
vermögens sind von dem Rohvermögen abzu- 
ziehen: 

1. Schulden und Lasten, soweit sie nicht 
mit einem gewerblichen Betrieb in 
wirtschaftlichem Zusammenhang ste- 
hen. Bei der Bewertung von Schul- 
den aus laufend veranlagten Steuern 
ist § 62 b entsprechend anzuwenden. 

2. Pensionsverpflichtungen gegenüber 
Personen, bei denen der Versor- 
gungsfall noch nicht eingetreten ist, 
soweit sie nicht mit einem gewerb- 
lichen Betrieb oder einem land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieb 
in wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen. Bei der Bewertung der Pen- 
sionsverpflichtungen ist § 62 a ent- 
sprechend anzuwenden. 

3. Bei buchführenden Inhabern von 
landwirtschaftlichen Betrieben der 
Überschuß der laufenden Betriebs- 
einnahmen über die laufenden Be- 
triebsausgaben, der nach dem Ende 
des vorangegangenen Wirtschafts- 
jahres (§ 32 Abs. 2) entstanden ist; 
das gilt nur, soweit der Uberschuß 
am Veranlagungszeitpunkt im übri- 
gen Vermögen noch vorhanden ist 
oder zur Tilgung von Schulden ver- 
wendet worden ist, die am Ende des 
vorangegangenen Wirtschaftsj ahres 
bestanden haben und mit dem land- 
wirtschaftlichen Betrieb in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehen. Bei 
nichtbuchführenden Inhabern von 
landwirtschaftlichen Betrieben tritt 
an die Stelle des Überschusses der 
laufenden Betriebseinnahmen über 
die laufenden Betriebsausgaben ein 
Achtzehntel des Einheitswerts des 
landwirtschaftlichen Betriebes. Bei 
Inhabern von Weinbaubetrieben 
und gärtnerischen Betrieben ist je- 
weils entsprechend zu verfahren." 


21. § 77 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 Ziff. 4 erhält die folgende Fassung: 

„4. nicht unter Ziffer 3 fallende Erfindun- 
gen und Gebrauchsmuster, die in ein 
inländisches Buch oder Register einge- 
tragen sind;". 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

20. § 74 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

(1) unverändert 


b) An Absatz 2 wird der folgende Satz angefügt: 

„Schulden und Lasten, die mit den nach § 73 a 
steuerfreien Wirtschaftsgütern in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehen, sind dagegen 
im vollen Umfang abzuziehen." 

21. unverändert 
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Entwurf 

b) Absatz 3 Satz 1 erhält die folgende Fassung: 

„Die Vorschriften in § 73 Abs. 2 und 3, 
§§ 73 a und 73 b sind entsprechend anzu- 
wenden.'' 

Artikel 2 

§ 21 Abs. 3 des Gesetzes über die Kapitalanlage- 
gesellschaften vom 16. April 1957 (Bundesgesetzbl. 
I S. 378), geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Kapitalanlagegesellschaften 
und des Kapitalverkehrsteuergesetzes vom 9. Au- 
gust 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 682), wird gestri- 
chen. 

Artikel 3 

§§ 4 und 7 Abs. 2 des Gesetzes über steuerrecht- 
liche Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals 
aus Gesellschaftsmitteln und bei Überlassung von 
eigenen Aktien an Arbeitnehmer in der Fassung 
vom 2. November 1961 (Bundesgesetzbl, I S. 1917) 
werden gestrichen. 

Artikel 4 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. IS. 161), zuletzt geändert durch das 
Steuerberatungsgesetz vom 16. August 1961 (Bun- 
desgesetzbl, I S. 1301), wird wie folgt geändert: 

1. In § 72 wird in der Ziffer 1 das Wort „Gewerbe- 
berechtigungen" durch das Wort „Mineralgewin- 
nungsrechten" ersetzt. 

2. In § 214 wird in den Ziffern 1 und 2 das Wort 
„Gewerbeberechtigungen" jeweils durch das 
Wort „Mineralgewinnungsrechte" ersetzt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 


3. In § 216 werden ersetzt 

a) in der Ziffer 1 

aa) die Worte „eine Gewerbeberechtigung" 
durch die Worte „ein Mineralgewin- 
nungsrecht", 

bb) die Worte „einer Gewerbeberechtigung" 
durch die Worte „einem Mineralgewin- 
nungsrecht", 

cc) die Worte „die Gewerbeberechtigung" 
durch die Worte „das Mineralgewin- 
nungsrecht", 

b) in der Ziffer 2 die Worte „die Gewerbe- 
berechtigung" durch die Worte „das Mineral- 
gewinnungsrecht". 

4. In § 218 Abs. 3 werden ersetzt, 

a) die Worte „eine zu einem gewerblichen Be- 
trieb gehörende Gewerbeberechtigung" durch 
die Worte „ein zu einem gewerblichen Be- 
trieb gehörendes Mineralgewinnungsrecht", 
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b) die Worte „die Gewerbeberechtigung" durch 
die Worte „das Mineralgewinnungsrecht". 

5. In § 219 werden ersetzt, 

a) in Absatz 1 die Worte „der Gewerbeberechti- 
gung" durch die Worte „dem Mineralgewin- 
nungsrecht", 

b) in Absatz 2 die Worte „eine Gewerbeberech- 
tigung" durch die Worte „ein Mineralgewin- 
nungsrecht" und die Worte „die Gewerbe- 
berechtigung" durch die Worte „das Mineral- 
gewinnungsrecht" . 

6. In § 239 Abs. 3 werden die Worte „dieselbe Ge- 
werbeberechtigung" durch die Worte „dasselbe 
Mineralgewinnungsrecht" ersetzt. 

7. In § 240 Abs. 1 werden die Worte „eine Ge- 
werbeberechtigung" durch die Worte „ein Mine- 
ralgewinnungsrecht" ersetzt. 


Artikel 5 

Die Durchführungsverordnung zum Bewertungs- 
gesetz vom 2. Februar 1935 (Reichsgesetzbl. 1. S. 81), 
zuletzt geändert durch die Verordnung zur Ände- 
rung der Durchführungsverordnung zum Bewer- 
tungsgesetz vom 10. April 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 83), wird wie folgt geändert: 

a) In § 1 Abs. 2 wird das Wort „Gewerbeberechti- 
gungen" durch das Wort „Mineralgewinnungs- 
rechte" ersetzt. 

b) Die §§ 47, 50, 52, 53 a, 54, 55 und 57 bis 63 wer- 
den gestrichen. 


Artikel 5 
unverändert 


Artikel 5a 

1. An § 21 Abs. 1 Ziff. 2 des Vermögensteuergeset- 
zes in der Fassung vom 10. Juni 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 137), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 11 und 12 des Steueränderungsgesetzes 
1961 vom 13. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 981), 
wird der folgende neue Buchstabe d angefügt: 

„d) diirdi Rechtsverordnung bestimmen, daß 
eine Vermögenserklärung abzugeben ist, 
wenn unter Berücksichtigung der Freibe- 
träge des § 5 und der Besteuerungsgrenzen 
des § 6 Abs. 2 und des § 6 a damit zu rech- 
nen ist, daß sich ein steuerpflichtiges Ver- 
mögen ergeben wird." 

2. In der Vermögensteuer-Durchführungsverord- 
nung vom 4. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 382), zuletzt geändert durch die Verordnung 
zur Änderung der Vermögensteuer-Durchfüh- 
rungsverordnung vom 10. Juni 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 136), werden die §§ 3 bis 7 auf- 
gehoben. 
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Artikel 6 

Artikel 1 Ziff. 14 Buchstabe a und Ziff. 20, soweit 
durch diese Bestimmung § 74 Abs. 1 Ziff. 3 des 
Bewertungsgesetzes betroffen ist, sind erstmals bei 
der Durchführung von Neu- und Nachveranlagungen 
zur Vermögensteuer zum 1. Januar 1964 anzuwen- 
den. Im übrigen sind die Artikel 1 bis 4 erstmals 
bei Durchführung der Vermögensteuer-Hauptver- 
anlagung zum 1. Januar 1963, bei der Hauptfeststel- 
lung der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe 
zum 1. Januar 1963 und bei einer Fortschreibung 
oder Nachfeststellung der Einheitswerte für Mine- 
ralgewinnungsrechte zum 1. Januar 1963 anzuwen- 
den. 


Artikel 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 


Artikel 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
Artikel 6 
unverändert 


Artikel 6 a 

In Verbindung mit der Vermögensteuer-Haupt- 
veranlagung und der Hauptfeststellung der Ein- 
heitswerte der gewerblichen Betriebe zum 1. Ja- 
nuar 1963 wird eine Vermögensteuer- und Einheits- 
wertstatistik als Bundesstatistik durchgeführt. Als 
Zählpapiere dienen die Durchschriften der Vermö- 
gensteuerbescheide und der Einheitswertbescheide. 
Die Zählpapiere dürfen den Namen und die An- 
schrift des Steuerpflichtigen nicht enthalten. 


Artikel 7 
unverändert 


Artikel 8 
unverändert 
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